
KOMMENTARE 

Blätter für deutsche und internationale Politik 6/2020

Albrecht von Lucke

Widerstand 2020:  
Wer reitet die Corona-Welle? 

Als vor jetzt bald fünf Jahren die gro-
ße Flucht nach Deutschland begann, 
ahnte zu Anfang niemand, wie pola-
risiert das Land binnen kürzester Zeit 
sein würde. Die Migration wie die fa-
tale Behauptung einer „Herrschaft des 
Unrechts“ (Horst Seehofer) entpuppten 
sich als „Geschenk“ (Alexander Gau-
land) für die Neue Rechte. Mit dem 
Ideologem eines „Großen Austauschs“ 
der einheimischen Bevölkerung durch 
Migranten hatte sie für die nächsten 
Jahre ihr perfektes Radikalisierungs- 
wie Mobilisierungsthema gefunden.

In der Coronakrise droht sich die-
ses Phänomen zu wiederholen. Längst 
ist der kurze historische Moment der 
Einigkeit wieder verstrichen, in dem 
die Republik in weiten Teilen schein-
bar geschlossen hinter der Politik der 
Kanzlerin stand. Unter dem Namen 
„Widerstand 2020“ formiert sich ei-
ne neue Protestbewegung just in dem 
Augenblick, da die Lockerungen des 
Lockdowns beginnen. Grund dafür ist 
nicht zuletzt das bekannte Präventions- 
paradox: Gerade weil Deutschland bei 
der Vorbeugung der Pandemie so er-
folgreich war, verfängt umso mehr die 
Logik des Verdachts, dass die Maß-
nahmen überhaupt nicht erforderlich 
gewesen wären oder ganz gezielt zu 
anderen Zwecken betrieben wurden. 

Allerdings machen es sich bei der 
Analyse der neuen Bewegung jene zu 
leicht, die hier, teils aus ideologischen 
Gründen, von einer neuen Querfront 
aus Rechts- und Linksextremen spre-
chen. Anders als noch vor sechs Jah-
ren, als während des Ukraine-Konflikts 
auf den Mahnwachen für den Frieden 
ein linkes Thema von rechts bespielt 

und von sogenannten Reichsbürgern 
gekapert wurde, geht heute das klassi-
sche Theorem einer Zusammenarbeit 
von Rechts- und Linksradikalen (les ex- 
trêmes se touchent) am Kern der Sa-
che vorbei. Denn der Widerstand gegen 
die Corona-Gesetze ist erheblich brei-
ter und kommt weit mehr aus der Mit-
te der Gesellschaft. Wir haben es mit 
einer höchst heterogenen, amorphen 
Sammlungsbewegung eigener Art zu 
tun, die ganz ohne die eine, konsistente 
Weltanschauung auskommt. Hier ver-
binden sich höchst unterschiedliche 
Gruppierungen: radikale Impfgegner 
mit rechtsradikalen Wutbürgern, esote-
rische „Wahrheitssucher“ mit erklärten 
Staatsfeinden, „Infokrieger“ im Kampf 
gegen die „Lügenpresse“ mit apoka-
lyptischen Preppern. Geeint sind sie al-
le bloß in einem: der Abwehr einer an-
geblichen Corona-Diktatur als Herr-
schaft der Virologen. 

Dahinter taucht die bekannte Idee 
eines deep state auf, eines tiefen Staa-
tes, der im Zusammenspiel mit den 
Mainstreammedien die Menschen ma-
nipuliert und steuert. Manche, wie der 
Verschwörungsideologe Ken Jebsen, 
malen bereits das Bild einer globalen 
Diktatur an die Wand, in denen ein die 
Weltherrschaft anstrebender Bill Gates 
im Zusammenspiel mit seinen nationa-
len Marionetten dafür sorgt, dass die 
Weltbevölkerung durch Impfung und 
die Einsetzung von Chips radikal de-
zimiert wird. Wie schon 2015 könnte 
die radikale Rechte damit ihr Mobili-
sierungsthema der nächsten Jahre ge-
funden haben. Dafür spricht, dass die 
Coronakrise in ihren Auswirkungen 
weit dramatischer sein wird als die so-
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genannte Flüchtlingskrise. Und an-
ders als die Flüchtlinge taugt das un-
sichtbare Virus perfekt als Projek- 
tionsfläche für alle möglichen Ängste. 
Und schließlich ist das Thema weit we-
niger als ein rechtes zu erkennen – ge-
nau das macht es für die Neue Rechte 
als Mobilisierungsfeld so attraktiv.

Die Frage ist allerdings, ob die AfD in 
ihrer derzeitigen Verfassung tatsäch-
lich noch einmal in der Lage sein wird, 
diese Wut zu kanalisieren. Zweier- 
lei spricht dagegen. Erstens droht der 
Partei durch das Ausschlussverfah-
ren gegen Andreas Kalbitz faktisch 
die Spaltung. Und zweitens, wichtiger 
noch: In diesem Verfahren kommt ne-
ben der Spaltung der AfD auch die der 
herrschenden Wutstimmung im Lande 
zum Ausdruck – nämlich in eine etatis-
tisch-autoritäre Strömung und in eine 
rechtsanarchisch-antietatistische.

Der Versuch des Parteiausschlusses 
von Kalbitz hat noch einmal deutlich 
zum Ausdruck gebracht, worum es sich 
bei der AfD handelt – nämlich um eine 
in weiten Teilen rechtsradikale Partei 
mit einer klar autoritären Stoßrichtung. 
Denn, und das gilt es sich bewusst zu 
machen, der eigentliche Streitpunkt ist 
nicht die inhaltlich klar bewiesene Tat-
sache, dass Kalbitz unter anderem Mit-
glied in der eindeutig rechtsradikalen 
Heimattreuen Deutschen Jugend (HDJ) 
gewesen ist, sondern die bloß formale 
Frage, ob er diesen Umstand bei seinem 
Eintritt in die AfD nicht angegeben, die 
Partei also getäuscht hat. Da sein Auf-
nahmeantrag abhandengekommen ist, 
fehlt das entscheidende Corpus delicti. 
Ohne dieses Beweisstück fällt jedoch 
die Argumentation von Parteichef Jörg 
Meuthen in sich zusammen. Während 
also – Meuthen sei Dank – der tatsäch-
liche Rechtsradikalismus von Kalbitz 
einmal mehr deutlich geworden ist, 
dürfte es für Meuthen und seine Mit-
streiter nach diesem „Verrat“ (Björn 
Höcke) definitiv keine Zukunft mehr in 
der Partei geben. Die AfD dürfte damit 
endgültig zu einer Kalbitz-Höcke-Par-
tei werden.

Dieser autoritär staatsfixierte, stark 
von den ostdeutschen Landesverbän-
den getragene Rechtsradikalismus 
hat jedoch wenig zu tun mit dem anar- 
chischen Anti-Etatismus der neuen 
Widerstandsbewegung. Bemerkens-
wert ist: Während im Osten die Zu-
stimmung zu den Corona-Maßnahmen 
deutlich größer ist als im Westen, liegt 
diesmal – im Unterschied zu Pegida 
– der Hotspot der Bewegung im Süd-
westen der Republik, insbesondere 
in Stuttgart und Umgebung. Anders 
als 2015 speist sich die Bewegung al-
so gerade nicht in erster Linie aus ei-
nem autoritären Bedürfnis nach einem 
starken, die Flüchtlinge abwehrenden 
Staat, sondern aus der Verteidigung 
der eigenen Freiheitsrechte. 

Zurück zu den Wurzeln der AfD?

Im Widerstand 2020 ist eine krude Mi-
schung aus rechts-libertären Stimmen 
versammelt,1 in der die höchst dispara-
ten Wutbürger alle ihr jeweiliges Eige-
ninteresse verteidigen, immer getreu 
dem bekannten Max-Stirner-Diktum 
„Mir geht nichts über mich“. Der aktu-
elle Protest ist also weit eher das Ergeb-
nis einer radikalegoistischen Individu-
alisierung als einer autoritären Staats-
fixierung. In gewisser Weise führt 
Widerstand 2020 damit zurück zu den 
Wurzeln der AfD, die in den stark wirt-
schaftsliberalen Anti-Euro-Protesten 
liegen und ebenfalls schon immer im 
„Musterländle“ besonders stark waren. 
„Bürger auf die Barrikaden“ lautete, in 
vulgär-radikaldemokratischer Tradi-
tion, die Devise.2 Zur Erinnerung: Mit 
15,1 Prozent erreichte die AfD 2016 bei 
den Landtagswahlen in Baden-Würt-
temberg ihr mit Abstand bestes Ergeb-
nis im Westen der Republik. 

1	 Teilweise ist die Kritik auch sozialdarwinis-
tisch bzw. utilitaristisch grundiert, wie beim 
grünen Tübinger Bürgermeister Boris Palmer.

2	 Wobei im Südwesten der Republik Egoismus 
und Nationalismus oft eng zusammen lagen, 
wie schon die guten Ergebnisse für NPD und 
Republikaner belegten.

202006_Blätter.indb   6202006_Blätter.indb   6 19.05.20   11:1419.05.20   11:14



	 Kommentare      7

Blätter für deutsche und internationale Politik 6/2020

In der Auseinandersetzung zwischen 
Meuthen und Kalbitz kommt damit 
jetzt stellvertretend auch die Ausei-
nandersetzung zwischen den beiden 
Parteiströmungen zum Tragen – und 
viel spricht dafür, dass sich der autori-
tär-etatistische Flügel behaupten und 
Meuthen auf der Strecke bleiben wird. 
Größere Anschlussfähigkeit an die 
neue Bewegung verspricht allerdings 
die eher libertär-anarchische AfD-Tra-
dition. Speziell die stark esoterisch, 
teilweise anthroposophisch geprägten 
Impfgegner sind alles andere als vul-
gäre Nationalisten.3 In Kürze könnten 
wir es daher mit einer doppelten Auf-
spaltung zu tun bekommen: der AfD, 
aber auch der neuen, in sich hoch indi-
vidualistischen Bewegung.

Ein vermutlich deutlich größerer 
Teil der heutigen Protestler dürfte eher 
dem anarchisch-egoistischen als dem 
autoritär-etatistischen Spektrum zu-
neigen. Inzwischen wurde Widerstand 
2020 bereits als neue Partei angemel-
det. Obwohl sie noch über kein Partei-
programm verfügt, will sich die selbst-
ernannte „Mitmach-Partei“ laut ihrer 
vorläufigen Satzung für Freiheitsthe-
men einsetzen. Hier könnte es durch-
aus zu Überschneidungen mit einem 
rechts-libertären AfD-Ableger der 
Meuthen-Tradition kommen, während 
eine reine Höcke-Kalbitz-AfD für bür-
gerlich-individualistische Kreise we-
niger anziehend wäre und damit dort 
eher an Einfluss verlieren würde. 

Damit ist die vielleicht größte Ge-
fahr der Proteste jedoch noch nicht ge-
bannt. Diese liegt in der Radikalisie-
rung der Widerstandslogik selbst und 
in ihrer möglichen Umsetzung in eine 
tödliche Propaganda der Tat. 

Mit der Erschießung des Kasseler 
Regierungspräsidenten und CDU-Poli-
tikers Walter Lübcke wurde vor einem 
Jahr, am 2. Juni 2019, der erste Feme- 
mord in der Tradition der Weimarer 
Republik an einem Politiker der Bun-

3	 Stuttgart und Umgebung sind seit jeher ein 
Zentrum der Anthroposophen und Impfgegner.

desrepublik begangen, mutmaßlich 
durch den Rechtsextremisten Stephan 
E., dem deswegen jetzt in Frankfurt 
am Main der Prozess gemacht wird. 
An Walter Lübcke wurde Rache ver-
übt, weil er mutig und offensiv die 
Flüchtlingspolitik der Bundesregie-
rung verteidigte. Auch in der Corona-
krise wird jetzt wieder gegen die ver-
antwortlichen Politiker als angebliche 
Volksverräter mobil gemacht. Derarti-
ge Vernichtungsphantasien drängen 
förmlich zur Tat: Denn wo die Diktatur 
herrscht, wird Widerstand bekanntlich 
zur Pflicht. Deshalb ist bereits der Par-
teiname Widerstand 2020 ein virulen-
tes Problem, da er in alle Richtungen 
für Radikalisierungen offen und an-
schlussfähig ist.

Die Entgrenzung des Extremismus

Die ersten haben denn auch bereits an-
gekündigt, dass sie sich nicht auf „zivi-
len Widerstand“ beschränken werden. 
So schreibt der bekannte Vegan-Koch 
Attila Hildmann, er sei bereit, „für die-
se Sache Kopfschüsse zu kassieren! Es 
steht zu viel auf dem Spiel!“ 

Nun handelt es sich bei Hildmann, 
so könnte man meinen, eher um ein 
Phänomen der Subkultur. Allerdings 
finden derartige Verschwörungs- und 
Widerstandsphantasien gerade auf 
den „Hygiene-Demos“, aber vor al-
lem auch im Internet erheblich grö-
ßere Verbreitung, bis tief in die Mitte 
der Gesellschaft hinein. So wird Hild-
mann unter anderem unterstützt von 
dem bekannten Sänger Xavier Naidoo, 
dessen wirre Botschaften Zehntau-
sende von Menschen verfolgen. Und 
wiederum Hunderttausende teilen 
die Annahme, dass den Politikern oh-
nehin nicht zu trauen ist. In der Mit-
te-Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung 
von 2019 vertrat bereits gut ein Drittel 
der Befragten die Auffassung, dass die 
Regierung der Bevölkerung gezielt die 
Wahrheit verschweigt. Und in der Co-
ronakrise droht dieses Misstrauen eher 
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noch zu wachsen. Auf den Demon- 
strationen wird dieses prekäre Verhält-
nis von Bürger und Staat jetzt neu aus-
agiert. Ganz bewusst überschreiten 
(bisher noch einzelne) Demonstrieren-
de die Distanzvorgaben, um den Staat 
auf diese Weise vorzuführen – und ihm 
seine Machtlosigkeit zu demonstrie-
ren. Zugleich kommt es immer häufi-
ger zu Übergriffen auf Polizisten, aber 
auch auf die Vertreter der angeblichen 
„Lügenpresse“. Das alles geschieht 
perfiderweise unter Berufung auf Ar-
tikel 20 des Grundgesetzes, das Recht 
zum Widerstand – gegen den angeb-
lich totalitären Hygienestaat. 

Die entscheidende Frage lautet da-
her: Wer gibt die richtigen Antworten 
auf die zum Teil ja sehr berechtigten 
Fragen, Sorgen, ja sogar Existenzängs-
te der Menschen – und verhindert so, 
dass die Themen von Verschwörungs-
ideologen gekapert werden?

Denn genau das droht auf den Anti- 
Corona-Demonstrationen zu passie-
ren, wenn die (in der 68er-Diktion) bis-
her allenfalls „Anpolitisierten“, also et-
wa eigentlich eher unpolitische Impf-
gegner, bereitwillig zuhören, wenn 
ein eindeutig Rechtsradikaler wie Ken 
Jebsen seine krude Ideologie ausbrei-
tet (und dabei auch immer geschickt 
klassisch linke, antikapitalistische 
Versatzstücke einstreut, um die An-
schlussfähigkeit seiner „Theorien“ zu 
erhöhen). Ein punktuelles Unbehagen 
an einzelnen Fragen wie der Impfthe-
matik kann dann umschlagen in eine 
neue Systemfeindschaft. Und aus einer 
Menge von ausgemachten Individua-
listen kann durchaus ein Extremismus 
nicht der Mitte, aber aus der Mitte her-
vorgehen, der sich als radikale Politik- 
und Politikerverachtung artikuliert. 

Eine solche Entgrenzung des Extre-
mismus, dessen Positionen in der Kri-
se bis in bürgerliche Kreise hinein an-
schlussfähig werden, hätte für das ge-
samte Verhältnis von Bürger und Staat, 
Gesellschaft und Politik fatale Folgen. 
Denn auch hier gilt: Wir stehen erst am 
Anfang der Pandemie. Bisher konnte  

der Nationalstaat stark als Exekutiv- 
instanz in Erscheinung treten, die ent-
schlossen, wenn auch definitiv zu spät, 
den Lockdown beschlossen hat. 

Noch aber ist die kritische Phase der 
Krise gar nicht erreicht. In den nächs-
ten Monaten, wenn nicht Jahren, wer-
den die Kosten der Pandemie sichtbar 
werden – wenn nämlich klar wird, wer 
alles seine Arbeit verliert, weil Unter-
nehmen, ja vielleicht sogar ganze Bran-
chen nicht überleben werden. Dann 
aber wird die Frage im Raum stehen, 
wer für die immensen Schäden auf-
kommt. Wenn es richtig ist – und alles 
spricht dafür –, dass sich die Republik 
tatsächlich in der größten Bewährungs-
probe der Nachkriegszeit befindet, lau-
tet dann die Gretchenfrage: Was heißt 
heute Solidargemeinschaft? Und zu 
welchem Opfer ist der Staat, aber vor 
allem auch der Einzelne bereit?

 Bei der letzten großen Zeitenwen-
de, im Jahr 1989/90, traute sich die da-
malige Regierung unter Helmut Kohl 
nicht, die deutsche Vereinigung als ei-
ne nationale Gesamtanstrengung of-
fensiv zu vertreten, die speziell den gut 
situierten Bürgerinnen und Bürgern 
der alten West-Republik große finanzi-
elle Solidarität abverlangt hätte. Heute 
stehen wir erneut vor einer solchen his-
torischen Aufgabe. Jetzt muss sich zei-
gen, ob der Staat auch zum Solidarstaat 
taugt. Vor allem die starken Schultern 
sind gefordert – und auch mutige Politi-
ker, die von ihnen verlangen, im Sinne 
eines neuen Lastenausgleichs die von 
der Krise am härtesten Getroffenen zu 
unterstützen. Jetzt wird sich erweisen 
müssen, ob die Autorität des Staates 
und seiner Politiker noch groß genug 
ist, um die Härten zu erklären, die auf 
unsere Gesellschaft zukommen – und 
ob dieser Staat noch in der Lage ist, die 
Menschen zu echter, auch erheblicher 
finanzieller Solidarität zu veranlassen. 
Oder ob die Republik an dieser histo-
rischen Herausforderung scheitert und 
damit letztlich vor einer Ansammlung 
egoistischer Wutbürger und Politiker-
verächter kapitulieren muss.
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